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t
Namen aus einem der im Wahlkreiſe öffentlich bekanntgegebenen Wahlvorſchläge oder auch nurut ) dieſen einzigen Namen, fo wird er dem Wahlvorſchlage zugerechnet , in dem dieſer Bewerber auf⸗
geführt iſt .

i
Innerhalb des Wahlvorſchlags ( Stimmzettels ) kann der Wähler jede mögliche Anderungn vornehmen , insbeſondere alſo die Reihenfolge ändern , einzelne Namen ſtreichen oder wiederholen

bi (ſog. Kumulieren ) , ohne daß die Gültigkeit des Stimmzettels berührt wird , allerdings aber auchie
ohhe dadurch einen Einfluß auf das Wahlergebnis auszuüben .un Jeder Stimmzettel , der einem beſtimmten Wahlvorſchlage zugerechnet werden kann , wird

id
ſo bewertet , als ob er mit dem Wahlvorſchlage völlig übereinſtimme .

Gewählt wird — im Gegenſatz zur Badiſchen Nationalverſammlungswahl — wieder wier
zu den Landtagswahlen vor der politiſchen Umwälzung mit Stimmzetteln in amtlich geſtempelten
Umſchlägen .

en

Sie 5 . Wahlkreiseinteilung .
rent

ige Durch die Einführung eines Verhältniswahlverfahrens , das die faſt reſtloſe Auswertung
ls der Wählerſtimmen des ganzen Landes ermöglicht , hat die Wahlkreiseinteilung an partei⸗

politiſcher Bedeutung weſentlich verloren . Die Bildung nicht allzu umfangreicher , kulturell und
ige wirtſchaftlic zuſammenhängender Wahlkreiſe hat politiſch noch den Zweck, den Bewerbern und

hí - Abgeordneten Gelegenheit zu geben , ihren enger begrenzten Wahlkreis genau kennen zu lernen und

1D. mit ihren Wählern dauernd Fühlung zu halten . In wahl⸗ und verwaltungstechniſcher Hinſicht
ter dürfen die Wahlkreiſe nur ſo groß ſein , daß eine glatte Durchführung des Wahlverfahrens ſich
en noch ermöglichen läßt .
jer Während im monarchiſchen Baden in 73 Einzelwahlkreiſen je ein Abgeordneter der Zweiten
nd Kammer durch Mehrheitswahl gewählt wurde , bildeten zur Badiſchen Nationalverſammlungswahl
me die vier Landeskommiſſarbezirke je einen Wahlkreis , in denen die 107 Abgeordneten nach den

Grundſätzen der Verhältniswahl zu wählen waren . Bei den Deutſchen Nationalverſammlungs⸗
uf wahlen und auch noch bei den letzten Reichstagswahlen wurde die Wahl der ſämtlichen 14 bezw . 16
Us Badiſchen Abgeordneten in dem einen Wahlkreis Baden durchgeführt .
it - Nach der Badiſchen Verfaſſung ſind die Landtagsabgeordneten in mindeſtens vier Wahl⸗

kreiſen zu wählen . Dieſem Verfaſſungsgrundſatz zufolge hat das Landtagswahlgeſetz vom 29 . Juli
fi

1920 . in enger Anlehnung an die Selbſtverwaltungskreiſe des Landes ſieben Landtagswahlkreiſe
mf

fo
eingeteilt , daß die drei ſtärkſt bevölkerten Badiſchen Kreiſe ( Freiburg , Karlsruhe und Mannheim )

it alein le einen Wahlkreis bilden und je zwei der übrigen acht geringer bevölkerten Kreiſe zu einem

en Landtagswahlkreis zuſammengeſchloſſen ſind . Bei dieſer Einteilung wird nicht nur der altgewohnte

Ruſchaftlich Zuſammenhang der Landesteile gewahrt , ſondern auch politiſchen und parteitaktiſchen
dii paten Rechnung getragen : der engere Zuſammenhang zwiſchen den Gewählten und den

fa
sählern ijt herbeigeführt und das Wahlgeſchäft erleichtert . p

ſind Zuſammenſetzung , Einwohnerzahl und Zahl der Wahlberechtigten der einzelnen Wahlkreiſe
aus den Überſichten zu erſehen .

8 : 6. Unordnung, Vorbereitung und Ausführung der Wahlen .

e ATA BadiſcheStaatsminiſterium hat durch Entſchließung vom 21 . Juli 1921 die Neu-
f

8 Badiſchen Landtags auf Sonntag den 30 . Oktober 1921 anberaumt . Mit Be —

ft a vom 2. Auguft 192 1
veröffentlichte das Miniſterium des Innern dieſe Entſchließung

en und in aS vom 4. Auguſt 1921 Nr . 179 unter Bezeichnung der: ernannten Wahlleiter
mt Wöhlerliſte

— und beſtimmte den 28. September 1921 als Tag , von dem ab die

im
T

:
l

n oder Wahlkarteien zur Einſicht auszulegen waren .
Als Landeswahlleiter wurde der Miniſterialrat im Miniſterium des Innern Dr . Bender ,als deſſ

ATE IN K
yi

s deſſen Stellvertreter der Regierungsrat im gleichen Miniſterium Reebſtein beſtellt .
je - : Der Erlaß des Miniſteriums des Innern an die Bezirksämter vom 22 . Auguſt 1921Orderte . Sio Goma : ES a j soy , wa i bnon be erte die Gemeinden zur unverzüglichen Inangriffnahme der Vorarbeiten für die Aufſtellungr Wählerliſten Ddm⸗ 21. D

er Wahlkarteien auf , welche nach der Reichswahlordnung in der Faſſung vom

Sh ezember 1920 nur noch in einer Fertigung herzuſtellen waren . Die notwendigen Vollzugs⸗
on

nungen und Belehrungen für die Abgrenzung der Wahlbezirke , Auslegung , Berichtigung ,Ergäns e E A S n i } 7 K F J
uf kae a und Abſchließung der Wählerliſten oder Wahlkarteien , für die Ausſtellung von Wahl⸗
at

heinen , Ernennung der Wahlvorſteher und Stellvertreter , Beſtimmung der Wahlräume ſind



14 I. Sondernummer — Badiſche Landtagswahlen 1921 .

gleichzeitig ergangen . Die nunmehr erlaubte Ausdehnung der Auslegungsfriſt für die Wählerliſten
( Wahlkarteien ) bis zu 14 Tagen (ſtatt regelmäßig 8 Tage ) ſollte auf beſondere Ausnahmefälle
beſchränkt bleiben .

Mit Erlaß vom 3. September 1921 erging die Aufforderung des Miniſteriums des Innern
an die Kreiswahlleiter , alsbald die nötigen Maßnahmen zur Vorbereitung der Landtags⸗
wahl zu treffen Bildung und Bekanntgabe der Wahlausſchüſſe , Aufforderung zur Einreichung von

Kreiswahlvorſchlägen uſw. ) .
Ein beſonderer Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 6. Oktober 1921 traf Anord⸗

nungen für die ſtatiſtiſchen Aufnahmen , die auf das Geſchlecht der Wahlberechtigten und

Wahlbeteiligten ſowie auf die Inhaber von Wahlſcheinen ausgedehnt wurden . Wahlvorſteher und

Gemeindebehörden mußten entſprechende Vordrucke ausfüllen , welche von den Bezirksämtern und

Kreiswahlleitern zu prüfen und zuſammenzuſtellen waren . Die Geſchlechtsgliederungsverzeichniſſe
und Zuſammenſtellungen über ausgeſtellte Wahlſcheine waren von den Kreiswahlleitern mit der

Hauptzuſammenſtellung des Abſtimmungsergebniſſes aus ſämtlichen Wahlbezirken 8§ 76 Abſ. 2

. . . ) dem Landeswahlleiter ſpäteſtens am 21 . Tage nach der Wahl ( 20 . November 1921 ) ein⸗

zuſenden , welcher dieſe Unterlagen für die amtliche Wahlſtatiſtik mit der Verhandlungsniederſchrift
des Landeswahlausſchuſſes uſw . dem Statiſtiſchen Landesamt weiterzuleiten hatte .

Schließlich ordnete der miniſterielle Runderlaß an Bezirksämter und Kreiswahlleiter vom
10 . Oktober 1921 die Abhaltung von Beſprechungen mit den Wahlvorſtehern an , in denen dieſe
über ihre Obliegenheiten bei der Wahl und über die Ausfüllung der ſtatiſtiſchen Vordrucke ein⸗

gehend zu unterrichten waren .
*

5
*

Die Aufforderung der Kreiswahlleiter und des Landeswahlleiters zur Einreichung der

Kreiswahlvorſchläge und Landeswahlvorſchläge hatte ſpäteſtens 4 Wochen vor der

Wahl ( 2. Oktober ) zu erfolgen . Die Kreiswahlvorſchläge waren ſpäteſtens am 21 . Tage vor dem

Wahltag ( 9. Oktober ) beim Kreiswahlleiter einzureichen .
Mit Bekanntmachung vom 22 . September 1921 forderte der Landeswahlleiter zur Ein —

reichung der Landeswahlvorſchläge bis ſpäteſtens am 16 . Tage vor der Wahl ( 14 . Oktober ) auf .
Dieſe Bekanntmachung wies darauf hin, daß die Erklärung für die Kreiswahlvorſchläge , ihre Reſt⸗
ſtimmen einem Landeswahlvorſchlag zuzurechnen , bei Vermeiden des Ausſcheidens der Reſtſtimmen
des Wahlkreiſes beim Zuteilungsverfahren für das Land ſpäteſtens am 10 . Tage vor dem Wahl⸗
tag ( 20. Oktober ) bei dem Kreiswahlleiter eingereicht ſein müſſen .

Der Landeswahlleiter Hatte die Landeswahlvorſchläge ſpäteſtens am 13 . Tage ( 17. Oktober ) ,
die Kreiswahlleiter hatten die Kreiswahlvorſchläge ſowie die Landeswahlvorſchläge , denen Wahl⸗
vorſchläge aus dem Wahlkreis angeſchloſſen waren , ſpäteſtens am 4. Tage vor der Wahl ( 26. Oktober)
öffentlich bekanntzumachen .

Alle dieſe Wahlvorbereitungen einſchließlich der Bildung der Kreiswahlausſchüſſe ( mit 4 Bei⸗

ſitzern und 4 Stellvertretern ) und des Landeswahlausſchuſſes ( mit 6 Beiſitzern und 6 Stellver —

tretern ) vollzogen ſich im geſetzlichen Rahmen .

*
ğ

x

Die Wahlen ſind am 30 . Oktober 1921 im ganzen Qande ruhig verlaufen .
Die Kreiswahlausſchüſſe ermittelten das Wahlergebnis in öffentlicher Sitzung am

4. November , der Landeswahlausſchuß tagte zur Feſtſtellung der den Landeswahlvorſchlägen
zukommenden Abgeordnetenſitze am 5. November 1921 . Mehrmalige Erwählung gleicher Bewerber

zum Abgeordneten auf verſchiedene Kreiswahlvorſchläge oder auf Kreiswahlvorſchläge und Landes⸗

wahlvorſchläge hat nicht ſtattgefunden .
Der Landeswahlleiter veröffentlichte das Geſamtergebnis der Landtagswahlen mit

Bekanntmachung vom 7. November 1921 im Badiſchen Staatsanzeiger vom 8. November
Nr . 261 .

Die in der Reichswahlordnung vorgeſehene vollſtändige Vorprüfung des geſamten Wahl⸗
geſchäftes durch den Landeswahlleiter war nicht möglich , weil der Landtag verfaſſungsgemäß
ſchon am 10 . Tage nach dem Wahltage , alſo am 9. November 1921 , zuſammenzutreten hatte unb
die Wahlakten erſt zu dieſem Zeitpunkt von den Kreiswahlleitern vorgelegt werden konnten . Die

Vorſchrift in § 78 Satz 1 der . W. O. ( Vorprüfung der Verhandlungen der Kreiswahlleiter durch
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den Landeswahlleiter ) ſetzt eine größere Friſt zwiſchen der Wahl und dem Zuſammentritt der
Volksvertretung voraus . “)

Der neugewählte Landtag erklärte in ſeiner 1. Sitzung die Wahlen im . , II . , III . , . ,VI . und VII . Wahlkreis für unbeanſtandet , während die Wahl im IV . Wahlkreis
( Offenburg⸗Baden ) für beanſtandet erklärt und dem Wahlprüfungsausſchuß zur weiteren Be⸗
handlung überwieſen werden mußte , weil ein Wahlproteſt der Deutſchen demokratiſchen Parteides IV . Wahlkreifes vorlag . In der 3. Sitzung des Landtags beantragte der Wahlprüfungs⸗ausſchuß , dieſen Wahleinſpruch für unbegründet und die Wahl im V . Wahlkreisebenfalls für gültig zu erklären . Der Ausſchußantrag wurde im Plenum mit Stimmenmehrheit
angenommen .

„ Der Wahlprüfungsausſchuß regte an , gelegentlich der Reviſion der Verfaſſung die Frage in
Erwägung zu ziehen , ob die Friſt von 10 Tagen zwiſchen Wahltag und Zuſammentrittdes Landtags nicht auf 20 oder 21 Tage verlängert werden ſollte , um den Bezirksämternund Kreiswahlleitern ſowie dem Landeswahlleiter die notwendige Zeit zu einer gründlichen Prüfung ,

ervollſtändigung und Richtigſtellung der Wahlakten zu gewähren ” )
In der gleichen Sitzung des Landtags wurden auch die auf die Lande swahlvorſchlägegetätigten Wa hlen einſtimmig für unbeanſtan det erklärt .

7. Wahlbezirke .
Für die Stimmabgabe muß jeder Wahlkreis durch den Bezirksrat in Wahlbezirke geteiltwerden , die möglichſt mit den Gemeinden zuſammenfallen . Die Wahlbezirke ſollen einerſeits nichtmehr als 2500 Einwo hner umfaſſen , dürfen anderſeits aber auch nicht ſo klein gemacht werden ,daß das Wahlgeheimnis beeinträchtigt werden könnte . Maßgebend für die Ab grenzung ſinddie örtlichen Verhale , davon ausgehend , alen Wählern die Teilnahme an der Landtagswahlmöglichſt zu erleichtern . Größere Gemeinden können , Gemeinden mit mehr als 2500 Seelenſollen deshalb in mehrere Wahlbezirke zerlegt , kleine Gemeinden oder Teile von Gemeindenmit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu einem Wahlbezirk vereinigt werden .
In der Herabſetzung der Höchſtzahl der Einwohner eines Wahlbezirks von 3500 auf 2500liegt gegenüber dem Landtagswahlgeſetz vom 24 . Auguſt 1904 eine Verbeſſerung zur glatteren

Durchführung des Wahlgeſchäfts , doch iſt von dieſer Soll⸗Beſtimmung noch nicht in allen Ge⸗
meinden deg Landes mit mehr als 2500 Einwohnern Gebrauch gemacht worden . Auch die im
Reichswahlgeſetz vorgeſehene Vereinigung von Teilen von Gemeinden mit benachbarten Gemeinden

oder Gemeindeteilen zu einem Wahlbezirk bedeutet für unſere badiſchen Wohnverhältniſſe einen
Hortſchritt in der Wahlgeſetzgebung . Wie der Runderlaß des Miniſteriums des Innern vom47 , April 1920 anläßlich der Reichstagswahlen ausgeführt hat , iſt es jetzt zuläſſig , auch vereinzeltliegende Ge
GA höfte und Wohngebäude , die einer benachbarten Gemeinde näherliegen als der eigenen
Befueinde , mit einem Wahlbezirk der näher gelegenen Gemeinde zu vereinigen , während dieſeeſugnis unter dem früheren badiſchen Wahlgeſetz auf die abgeſonderten Gemarkungen be —ſchränkt war .

nmen uüberſicht 1 (6. 54/147) gibt in Spalte t und
in den Fußnoten im einzelnen Aufſchluß ,

o Ea der Erlaubnis der Ver einigung kleiner Gemeinden , abgeſonderter Gemarkungen
macht wurze endeteilen mit benachbarten Gemeinden ujt . für die Landtagswahlen Gebrauch ge⸗

welche Loa
In Spalte 5 dieſer Überſicht iſt ferner die Zahl der Wa hlbezirke zu finden ,

ae maeme Gemeinde gebildet hat .

tu Maaa Landtagswahlen geltende Reichswahlordnung ſchreibt vor , daß die Verwal⸗
Vorſchriſt i a grenzen bei der Bildung der Wahlbezirke eingehalten werden ſollen . Dieſer
heim dez K o in einem Falle nicht Rechnung getragen werden , weil der zur Gemeinde Schries⸗

iui alen Wen Mannheim gehörige „Schriesheimer Hof“ von ſeiner Gemeinde , aber auch
barer Pz o eren Gemeinden des Amtsbezirks Mannheim ſtundenweit abliegt , dagegen in unmittel⸗—Nähe der Gemeinde Wilhelmsfeld des Amtsbezirks Heidelberg ſich befindet . In dieſem

* Si Ay
Verüffentliäddie Unmöglichkeit der vollſtändigen Prüfung der Wahlniederſchriften und Zählbogen durch den Landeswahlleiter hat zureinige teners peines . ungenauen Wahlergebn iſſes für den V. Wahlkreis ( Karlsruhe ) geführt . Es handelt ſich nur umWahlvorſchla Rechenfehler, die den Wahlausfall nicht beeinfluſſen . Nach richtiger Summierung kommen im V. Wahlkreis auf denpartei 10 Gi der Sozialdemokratiſchen Partei 10 Stimmen mehr ( 57557 ſtatt nur 57547 und auf den Wahlvorſchlag der Jentrums⸗Partei gefalenmmen. weniger, ( nur 45084. ftatt 45 094) ; ferner erhöht ſich die auf den Wahlvorſchlag der Deutſchen demokratiſchenum 2 größer Stimmenzahl um 2 (auf 17208 ſtatt nur 17206 wodurch die Geſamtzahl der gültigen Stimmen des Wahlkreiſes VInnern hat I R ſich auf 180 256 ſtatt nur 189 254 ſtellt . Dementſprechend ändern ſich die Landesſummen . Das Miniſterium deszu veröffentlick Benehmen mit dem Landeswahlleiter die Ermächtigung erteilt , in dieſem Wahlheft die richtiggeſtellten Wahlzahlenhen. Die berichtigten Wahlziffern ſind in den Überſichten jeweils durch entſprechende Fußnoten hervorgehoben .
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